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Studie für den CULT-Ausschuss –  
Schutz des kulturellen Erbes vor 
bewaffneten Konflikten in der Ukraine 
und darüber hinaus  
In dieser Studie wird untersucht, wie das kulturelle Erbe besser vor den Auswirkungen bewaffneter 
Konflikte geschützt werden kann, in der Ukraine und darüber hinaus. Es werden das geltende 
Völkerrecht und die politischen Rahmen sowie das Vorgehen wichtiger internationaler Akteure in 
der Ukraine und in vergangenen Konflikten analysiert. Abschließend werden der EU und ihren 
Mitgliedstaaten Empfehlungen zur Stärkung des Schutzes von kulturellem Erbe vor den 
Auswirkungen bewaffneter Konflikte gegeben – für heute und für die Zukunft.  

Wichtigste Erkenntnisse 
• Kulturelles Erbe ist häufig ein Ziel 

bewaffneter Konflikte und steht 
manchmal sogar in deren Mittelpunkt. 
Zum kulturellen Erbe gehören das materielle 
Kulturerbe – etwa Stätten von kulturellem 
Interesse, Denkmäler und Kulturgüter – und 
das immaterielle Kulturerbe – wie 
Traditionen und Bräuche. In bewaffneten 
Konflikten kann kulturelles Erbe beschädigt 
oder zerstört werden, weil es 

Kollateralschäden zum Opfer fällt und/oder aus militärischen Gründen ins Visier genommen wird. 
Da das kulturelle Erbe ein Bestandteil der kulturellen Identität ist, kommt es auch vor, dass es aus 
ideologischen Gründen direkt angegriffen wird, wie es in der Ukraine zu beobachten ist. Bricht im 
Zuge bewaffneter Konflikte die Rechtsstaatlichkeit zusammen, kommt es häufig auch zu 
Plünderungen zum Zweck der Bereicherung.  

Das vorliegende Dokument ist eine Zusammenfassung der Studie „Protecting cultural heritage 
from armed conflicts in Ukraine and beyond“ (Schutz des kulturellen Erbes vor bewaffneten 
Konflikten in der Ukraine und darüber hinaus). Die vollständige Studie ist in englischer Sprache 
unter folgendem Link abrufbar: https://bit.ly/3FxNAdf 

https://bit.ly/3FxNAdf
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• Der Schutz des kulturellen Erbes ist für den Frieden, die Sicherheit und die nachhaltige 
Entwicklung von Gesellschaften von zentraler Bedeutung. Durch Bedrohungen des kulturellen 
Erbes werden die zentralen Werte der EU sowie ihre Rechtsordnung, Sicherheit und 
Außenbeziehungen gefährdet, auch wenn diese Bedrohungen in Konflikten außerhalb der EU-
Grenzen entstehen. Der Krieg in der Ukraine geht mit spezifischen und neuen Herausforderungen 
für die EU einher. Daher müssen die Mechanismen, Werkzeuge und Instrumente zum Schutz des 
kulturellen Erbes neu konzipiert werden. 

• Der Schutz des kulturellen Erbes in bewaffneten Konflikten ist im Völkerrecht fest 
verankert. Im humanitären Völkerrecht ist er ebenso geregelt wie in internationalen 
Menschenrechtsnormen, im Kulturerbegesetz und im Strafrecht. Die EU und ihre 
Mitgliedstaaten sind verpflichtet, kulturelles Erbe in bewaffneten Konflikten zu schützen und 
bestimmte Straftaten gegen kulturelles Erbe zu verfolgen. Dies ergibt sich aus einem komplexen 
Zusammenwirken regulatorischer Bestimmungen auf der Grundlage der internationalen 
Verpflichtungen der EU und ihrer Mitgliedstaaten, des zwischenstaatlichen Rechts, der von der EU 
eingeführten Instrumente und Maßnahmen und des innerstaatlichen Rechts. Der Rechtsrahmen ist 
allerdings bruchstückhaft und hat Lücken.  

• Es gibt zahlreiche internationale Initiativen zum Schutz des kulturellen Erbes in der 
Ukraine, an denen viele Akteure mit sich überschneidenden Mandaten beteiligt sind. Die 
Schwerpunkte dieser Initiativen sind die Überwachung von Schäden, Maßnahmen zur Soforthilfe, 
Schulung der Fachkräfte im Bereich des Kulturerbes, Digitalisierung von Beständen und Archiven 
und Unterstützung der Kulturbranche. Aufgrund der Vielzahl der Akteure in Verbindung mit 
unzureichender Koordinierung und unzureichenden Standards besteht die Gefahr, dass es zu 
Arbeitsüberschneidungen kommt, während manche erforderlichen Aufgaben unerledigt bleiben. 
Auch auf EU-Ebene sind viele Akteure beteiligt, was für eine kohärente EU-Politik eine 
Herausforderung darstellt.  

• Projekte zum Schutz oder zur Wiederherstellung des von Konflikten betroffenen 
kulturellen Erbes haben große gesellschaftliche Auswirkungen, und die Beteiligung der 
lokalen Gemeinschaften ist für ihren Erfolg entscheidend. Das kulturelle Erbe kann in 
Konfliktnarrativen verwendet werden, sodass dadurch Konflikte geschürt werden können. Das kann 
der Fall sein, wenn kulturelles Erbe von einer der Konfliktparteien zum exklusiven (nationalen) Erbe 
erklärt wird. Derzeit erfolgt in allen Phasen von Konflikten eine unzureichende Überwachung der 
gegen kulturelles Erbe gerichteten Angriffe. In Wiederaufbauprojekten im Anschluss an Konflikte ist 
das Gedenken von großer Bedeutung, und wenn die lokalen Gemeinschaften nicht in vollem 
Umfang einbezogen werden, wird mit dem Projekt wahrscheinlich weniger zur Aussöhnung 
beigetragen. 

Lösungen 
Staaten sollten Maßnahmen eingerichtet haben, bevor es zu einem Konflikt kommt.  

Zu diesen Maßnahmen gehören 1. die Aufnahme der Bestände, 2. die Ausarbeitung von Plänen zur 
Auslagerung von Sammlungen (in Sicherheitsräume oder in Schutzzonen); 3. die Planung von 
Notfallmaßnahmen zum Schutz vor Feuer oder Gebäudeschäden. Neben Maßnahmen für das 
nationale kulturelle Erbe müssen auch Maßnahmen zum Schutz von auswärtigem kulturellen Erbe 
getroffen werden, darunter: 4. die Schulung der Angehörigen der Streitkräfte und der 
Strafverfolgung im Schutz des kulturellen Erbes, 5. die Regelung der möglichen Verfolgung von 
Straftaten gegen kulturelles Erbe und 6. die Unterbindung des Handels mit geraubten Kulturgütern 
aus Konfliktgebieten. 

Der Schutz des kulturellen Erbes sollte in das internationale System der humanitären Hilfe 
und Friedenssicherung eingebunden werden.  
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Die meisten Systeme für Sofortmaßnahmen und humanitäre Hilfe sind auf der Annahme gegründet, 
dass dem kulturellen Erbe erst in der Wiederaufbauphase Rechnung getragen werden sollte. Für 
einen geeigneteren Schutz ist allerdings eine bessere Einbeziehung des kulturellen Erbes in die 
Systeme der Notfallkoordinierung erforderlich. Sind sie in diesen Systemen nicht vorgesehen, ist es 
schwierig, sie bei der breiteren koordinierten Reaktion zu berücksichtigen. Ebenso sollte der Schutz 
des kulturellen Erbes auch hinreichend in Friedensmissionen integriert werden. 

Durch eine unabhängige Überwachung der Auswirkungen von bewaffneten Konflikten auf 
das kulturelle Erbe würden die Rechenschaftspflicht für Kriegsverbrechen sowie die 
Bemühungen zur Friedenskonsolidierung nach Konflikten gefördert.  

Die Überwachung des kulturellen Erbes im Verlauf von bewaffneten Konflikten betrifft in erster Linie 
die Auflistung der betroffenen Denkmäler und Stätten. Mit einem umfassenderen System 
einschließlich Beweisaufnahme und Dokumentation würde ein Beitrag für angemessenere 
Reaktionen auf Straftaten und Unrecht geleistet. Dies ist angesichts des Einsatzes der vor Kurzem 
eingerichteten Core International Crimes Evidence Database (CICED) umso wichtiger geworden. 

Empfehlungen 

Auf der Grundlage der Erkenntnisse aus dieser Studie werden die folgenden Empfehlungen 
ausgesprochen: 

1. Notfälle in der Ukraine angehen: 
• Schließung der noch vorhandenen Lücken bei der Soforthilfe (z. B. Digitalisierung der 

Bestände). 
• Sensibilisierung für illegal ausgeführte Kulturgüter, die mit gefälschten Provenienzangaben 

auf den Markt gelangen könnten. 
• Unterstützung einer klaren Strategie für die Wiederherstellung des kulturellen Erbes nach 

dem Krieg und Förderung des kulturellen Erbes durch den nationalen Rahmenplan für den 
Wiederaufbau der Ukraine. 

• Schutz und Förderung der kulturellen Rechte der Flüchtlinge aus der Ukraine in den EU-
Mitgliedstaaten. 

2. Die Lücke bei der Rechenschaftspflicht schließen: 
• Sicherstellung der unabhängigen Überwachung der gegen kulturelles Erbe gerichteten 

Angriffe. 
• Sicherstellung der Berücksichtigung von Straftaten in Verbindung mit kulturellem Erbe 

durch die gemeinsame Ermittlungsgruppe (GEG) und in Übermittlungen an die CICED.  
• Sicherstellung der Möglichkeit der strafrechtlichen Verfolgung von Straftaten in Verbindung 

mit kulturellem Erbe durch das innerstaatliche Recht der EU-Mitgliedstaaten und etwaige 
eigens für die Ukraine eingerichtete Tribunale.  

• Prüfung der Einführung von Maßnahmen, mit denen verhindert wird, dass Organisationen 
in der EU direkt oder indirekt die unrechtmäßige Entfernung von Kulturgütern oder 
unrechtmäßige Ausgrabungen in archäologischen Stätten unterstützen können, auch im 
Wege der Zusammenarbeit mit Einrichtungen oder Personen, die sich an illegalen 
Handlungen dieser Art beteiligen. 

3. Maßnahmen und Strategien auf EU-Ebene koordinieren:  
• Einrichtung einer speziellen EU-Stelle zur Koordinierung des Schutzes von kulturellem Erbe.  
• Einbindung des Schutzes des kulturellen Erbes in das breitere Feld der Soforthilfe und 

humanitären Hilfe. 
• Einbeziehung des kulturellen Erbes in Mandate für EU-Friedensmissionen. 
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• Sicherstellung der Koordinierung zwischen der nationalen Strafverfolgung und den 
einschlägigen EU-Agenturen im Bereich des illegalen Handels. 

• Regelung der Frage der Schutzzonen für die vorübergehende Sicherung von Sammlungen 
aus Konfliktzonen, um Unsicherheit hinsichtlich ihres rechtlichen Status zu vermeiden. 

4. Für vorbereitende Maßnahmen in den EU-Mitgliedstaaten sorgen: 
• Weitere Unterstützung der Aufnahme von Beständen und ihrer Digitalisierung in 

Kultureinrichtungen und Erbestätten in der EU. 
• Unterstützung der Entwicklung von Strategien und Rechtsvorschriften für die (Notfall-) 

Vorsorge in der EU.  
• Förderung der Einrichtung und Schulung von (ausreichend großen) Spezialeinheiten beim 

Militär und bei der Strafverfolgung, einschließlich Grenzschutz.  

5. Den illegalen Handel mit Kulturgütern aus Konfliktgebieten bekämpfen: 
• Sensibilisierung für den Umstand, dass auf dem EU-Markt geraubte Kulturgüter aus 

Konfliktzonen in Umlauf sind.  
• Einführung obligatorischer Sorgfaltspflichten für den Handel mit Kulturgütern, damit das 

Risiko, dass mit geraubten Kulturgütern aus Kriegsgebieten gehandelt wird, abgemildert 
wird. 

• Einrichtung einer frei zugänglichen Datenbank mit den nationalen Rechtsvorschriften zum 
kulturellen Erbe oder Unterstützung der Aktualisierung der vorhandenen (veralteten) 
UNESCO-Datenbank. 

6. In der Erholungs- und Wiederaufbauphase Schwerpunkte auf die Einbeziehung der 
Gemeinschaft und das Gedenken setzen: 

• Sicherstellung der Einbeziehung lokaler Gemeinschaften in Entscheidungsprozesse im 
Hinblick auf die Erholung und den Wiederaufbau in allen Phasen und auf allen Ebenen.  

• Einbeziehung von Maßnahmen zur Friedenskonsolidierung, etwa im Hinblick auf das 
Gedenken, in Wiederaufbauprojekte.  

Weitere Informationen 

Diese Zusammenfassung ist in den folgenden Sprachen verfügbar: Deutsch, Englisch, Französisch, 
Italienisch und Spanisch. Die Studie – in englischer Sprache – und die Zusammenfassungen können 
abgerufen werden unter: https://bit.ly/3FxNAdf 

Weitere Informationen über Studien der Fachabteilung für den Ausschuss für Kultur und Bildung: 
https://research4committees.blog/cult/ 
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https://research4committees.blog/cult/
https://twitter.com/PolicyCULT?lang=en
mailto:Poldep-cohesion@ep.europa.eu
http://www.europarl.europa.eu/supporting-analyses

	Studie für den CULT-Ausschuss –
	Schutz des kulturellen Erbes vor bewaffneten Konflikten in der Ukraine und darüber hinaus
	Weitere Informationen
	Haftungsausschluss und Urheberrechtsschutz: Die hier vertretenen Auffassungen geben die Meinung der Verfasser wieder und entsprechen nicht unbedingt dem Standpunkt des Europäischen Parlaments. Nachdruck und Übersetzung der Veröffentlichung – außer zu ...
	© Bild auf Seite 1 unter Lizenz von Adobe Stock verwendet.
	Für Forschung zuständige Verwaltungsrätin: Kristiina MILT Editionsassistenz: Anna DEMBEK

